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Dienstaufsichtsbeschwerde

Standards des RP Darmstadt für Wesensprüfung gem. § 7 HundeVO v. 22.01.03 (GVBl. I., S. 54) – Sachverständige im Beamtenverhältnis

Sehr geehrter Herr Regierungspräsident,

nach § 7 HundeVO vom 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) ist Ihre Behörde, namentlich in Person des Herrn Klaus Erhardt, zuständig für die Standards zur Durchführung der Wesensprüfungen sowie die Liste der Sachverständigen. Hierunter fällt die Neuaufnahme von geeigneten Sachverständigen ebenso wie die Entfernung ungeeigneter bzw. sich rechtswidrig verhaltender Sachverständiger.

Nach meinem Kenntnisstand befinden sich unter den z.Z. von Ihnen zugelassenen Sachverständigen (Sachverständigenliste des Herrn Erhardt vom 04.11.2003) eine größere Anzahl von (Polizei)beamten, die im Dienste des Landes Hessen stehen. Diese Sachverständigen unterliegen den gesetzlichen Bestimmungen des Beamtenrechtes.

Nach den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (vgl. § 65 Abs. 1, 2 BundesbeamtenG (BBG), § 79 Abs. 1, 2 Ziffer 2 – 5 Hess. BeamtenG (HBG)) bedarf eine Nebentätigkeit grundsätzlich der Genehmigung, was allgemeinen arbeits-/dienstrechtlichen Grundsätzen entspricht.

Dass die Ausübung als Sachverständiger für Wesensprüfungen von Hunden eine Nebentätigkeit in diesem Sinne darstellt, steht außer Frage. Die Dauer einer Wesensprüfung liegt zwischen 60 – 90 Min; die Kosten bei ca. 125 € pro Prüfung. Herr Klaus Erhardt führt in einem Schreiben vom 01.07.2003 – AZ II 22.1-21 a 06 – Sdb. 6 – im übrigen selbst aus, „Mir sind Sachverständige bekannt, die schon ca. 500 Mal oder häufiger Wesensprüfungen (insbesondere auch in äußerst schwierigen Fällen) durchgeführt haben....“ Nach Rücksprache mit Vertretern der Landestierärztekammer Hessen handelt es sich bei diesen Testern jedenfalls nicht um Tierärzte, die als Wesenstester zugelassen sind. Ob es sich hierbei um Prüfer handelt, die im Beamtenverhältnis stehen, wird von Ihnen zu klären und offen zu legen sein.

Die Genehmigung ist nach den gesetzlichen Bestimmungen insbesondere dann zu versagen, wenn die Nebentätigkeit

· Den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen Pflichten bringen kann

· In einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der der Beamte angehört, tätig wird oder tätig werden kann

· Die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit des Beamten beeinflussen kann 

· Zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendung des Beamten führen kann.

Die Verwendung des Wortes „kann“ zeigt unmissverständlich, dass die hypothetische Möglichkeit allein genügt.

Sämtliche vorliegenden Tatbestandsmerkmale sind m.E. erfüllt, wenn ein Polizeivollzugsbeamter als Wesens-/Sachkundetester fungiert (hat), andererseits aber von Ordnungsbehörden in diesen Fragen konsultiert werden, die Rassezugehörigkeit begutachten, Sicherstellungen, Vollstreckungen, Gefahrenabwehrmaßnahmen durchführen etc. muss, soll oder auch bloß könnte. In all diesen Fällen geriete er bzw. sie in einen massiven persönlichen Interessenkonflikt.

Mithin ist generell ein „gesetzlicher Versagungsgrund“ gegeben. Einem (Polizei)beamten dürfte auf der Grundlage der beamtenrechtlichen Vorschriften, die Herrn Erhardt bekannt sind, keine Genehmigung zur (Neben)Tätigkeit als Wesenstester erteilt werden. Folglich dürfte er bzw. sie auch nicht in der Liste der zugelassenen Sachverständigen aufgenommen werden, da diese sonst contra legem wäre.

Von Tierschützern bzw. Tierschutzorganisationen ist mir glaubhaft berichtet worden, dass Polizeibeamte – was aus verständlichen Gründen nahe liegt – regelmäßig ortsnah prüfen (z.B. Darmstädter Beamte im Raum Darmstadt und nicht im entfernten Kassel), so dass sie stets in den oben genannten Interessenkonflikt kommen, den die beamtenrechtlichen Vorschriften gerade sicher ausschließen wollen. Bei Bedarf können hier sicher von Einzelpersonen und Tierschutzorganisationen Einzelfälle mit Namen, Datum etc. konkretisiert werden.

Aus diesen Gründen habe ich Veranlassung, um kurzfristige Prüfung zu bitten,

1. ob hier eine vorsätzliche Verletzung dienstlicher Pflichten gegeben ist. Herr Erhardt darf meines Erachtens keinen Sachverständigen im Beamtenverhältnis in die von ihm geführte Liste aufnehmen, ohne sich zuvor über das Vorliegen einer formell und materiell rechtmäßig erteilten Nebentätigkeitsgenehmigung vergewissert zu haben, die – wie ausgeführt - eigentlich nicht erteilt werden darf. Andernfalls dürfte er in einem nicht unerheblichen Maß seine dienstlichen Pflichten und den Grundsatz der Bindung der Verwaltung an Recht und Gesetz (hier die BeamtenG) verletzt haben, was zu entsprechenden Konsequenzen führen müsste.

2. ob Ihre Liste der Sachverständigen entsprechend zu bereinigen sein wird.

3. ob Ihre Standards mit einem entsprechenden Hinweis zu ergänzen sind.

Im Hinblick auf Landtagsanfragen zum Thema (z.B. LT-DruckS16/235 vom 14.07.03) sowie die mögliche rechtliche sowie innenpolitische Brisanz erlaube ich mir, dieses Schreiben den innen-/tierschutzpolitischen Sprechern der Fraktionen im Hessischen Landtag zur Kenntnis zuzuleiten, die hieran sicher ebenfalls ein Interesse haben werden, da es – um mit den Worten des BVerwG (vom 03.07.2002 – 6 CN 8.01 - DÖV 2003, 81 = NVwZ 2003, 95 = DVBL 2002, 1562: Nichtigkeit HundeVO Niedersachsen) zu sprechen – darum, geht, undemokratisches und rechtsstaatswidriges Handeln zu unterbinden.

Ihrer Stellungnahme sehe ich erwartungsvoll entgegen und habe mir hierfür eine Frist auf den 21.01.2004 notiert.

Mit freundlichen Grüßen

Volker Stück
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